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In den letzten Jahren wurden in vielen Ländern BürgerInnenräte eingerichtet, um mit dieser Form 
deliberativer Demokratie die Bevölkerung stärker in die Bearbeitung des komplexen Problems Kli-
mawandel einzubinden. Auf der Grundlage einer explorativ-vergleichenden qualitativen Studie 
untersucht dieser Beitrag die Auswirkungen solcher Klimaräte auf die Politikgestaltung in Frank-
reich, Irland, Deutschland und Schottland und identifiziert Faktoren, die ihre Wirkung fördern 
oder behindern. Der Artikel zeigt in drei Ländern Auswirkungen von Klimaräten auf die Politik 
auf. Darüber hinaus ergeben sich Auswirkungen auf den Inhalt und die Qualität des politischen 
Diskurses, das Wissen und die Einstellungen der TeilnehmerInnen und deren politisches Engage-
ment. Allerdings sind diese Wirkungen von einer Reihe von Faktoren abhängig, wie etwa von der 
Macht und den Interessen verschiedener politischer AkteurInnen, der Schnittstelle zwischen Kli-
marat und Politik, dem konkreten politischen Kontext des Klimarates, der politischen Kultur des 
jeweiligen Landes und der Legitimität des Klimarates innerhalb des politischen Systems. Der Bei-
trag schließt mit einigen aus den Fallstudien abgeleiteten Empfehlungen für zukünftige Klimaräte.

Schlagworte: BürgerInnenräte, Klimaräte, deliberative Demokratie, Klimawandel, Klimapolitik, 
internationaler Vergleich

Erich Griessler/Shauna Stack: Do Climate Assemblies Make a Difference? Comparative 
Qualitative Analysis of the Effects of Selected National Citizens‘ Councils on Climate Change 
(pp. 6–26)

In recent years, citizens‘ assemblies have been set up in many countries to involve the public more 
closely in addressing the complex issue of climate change through this form of deliberative demo-
cracy. Based on an exploratory comparative, qualitative study, this article examines the impact of 
such climate assemblies on policymaking in France, Ireland, Germany and Scotland and identi-
fies factors that promote or hinder their effectiveness. The article shows that climate assemblies had 
an impact on policy in three countries. There were also effects on the content and quality of politi-
cal discourse, the knowledge and attitudes of participants, and their political engagement. However, 
these effects depend on a number of factors, such as the power and interests of various political ac-
tors, the interface between the climate council and politics, the specific political context of the cli-
mate assembly, the political culture of the respective country and the legitimacy of the climate as-
sembly within the political system. The article concludes with some recommendations for future 
climate councils derived from the case studies.

Keywords: citizens‘ assemblies, climate assemblies, deliberative democracy, climate change, climate 
policy, international comparison

1. Einleitung 

Klimawandel ist ein „wicked problem“1 (Rittel/Webber 1973, Devaney et al. 2020), weil 
er es der Politik aufgrund vielfältiger Interessenkonflikte, festgefahrener Positionen und 
oft vorherrschenden kurzfristigen Denkens erschwert, rasch zu effektiven und akzep-
tierten Entscheidungen zu gelangen (z. B. Gupta et al. 2007). Viele Länder, darunter 
auch Österreich2, haben auf diese Komplexität des Problems des Klimawandels u. a. 
damit reagiert, mit deliberativen BürgerInnenräten zu experimentieren und so zu ver-
suchen, die Bevölkerung stärker einzubinden.3

BürgerInnenräte sind sogenannte „Mini-Publics“ (Smith 2009, Escobar/Elstub 
2019), in denen eine Gruppe unterschiedlicher und zufällig ausgewählter BürgerIn-
nen ein Thema von öffentlichem Interesse berät (Smith/Setälä 2018). BürgerInnenräte 
sind demokratische Innovationen (Smith 2009, Elstub/Escobar 2019, OECD 2020), die 
„die Rolle der BürgerInnen in der Regierungsführung neu definieren und vertiefen“ sollen 
(Escobar/Elstub 2019, 3). Ihre aktuelle Konjunktur baut auf einer langen Tradition an-
derer demokratischer Innovationen der letzten Jahrzehnte auf, wie z. B. auf den Kon-
senskonferenzen (Joss 1998), „citizen juries“, Vorschlägen zur Wahlrechtsreform oder 
partizipativen Budgets (Dryzek/Tucker 2008, Fournier et al. 2011, Dryzek et al. 2019, 
Elstub et al. 2021, Karlsson et al. 2021).

Klimawandel ist als Thema deliberativer Bevölkerungsbeteiligung besonders geeig-
net, weil traditionelle politische Strukturen und Prozesse bisher nicht die notwendige 
Dynamik entfaltet haben, um ausreichenden Wandel zu bewirken (Vlerick 2020). Tra-
ditionelle politische Institutionen sind beim Klimawandel mit vielen Paradoxien kon-
frontiert: Der oft technokratische Charakter von Klimapolitik schließt BürgerInnen ten-
denziell von politischer Entscheidungsfindung aus; starke Unternehmensinteressen und 
Lobbying haben bei Entscheidungsfindungen in der Umweltpolitik eine lange Tradi-
tion; es besteht ein Gegensatz zwischen dem langfristigen Zeithorizont der Klimapro-
blematik und vergleichsweise kurzen Politik- und Wahlzyklen; die jüngste Generation, 
die vom Klimawandel am stärksten betroffen sein wird, ist von Wahlen ausgeschlos-
sen (Blue 2015, Harris 2021, Ross et al. 2021, Verret-Hamelin/Vandamme 2021). Ande-
rerseits wird der Wert der BürgerInnenbeteiligung für die Politikgestaltung weiterhin 
auch kontrovers diskutiert (Papadopoulos 2007, Mansbridge et al. 2012, Lafont 2017, 
Niessen 2019, Hammond 2021, Kersting 2021). Inwiefern können BürgerInnenräte also 
ihr Versprechen erfüllen, einen Beitrag zur Lösung von „wicked problems“ zu leisten?

1	 „wicked“ hier im Sinne von tückisch und vertrackt.
2 Die Bundesregierung veranstaltete 2022 als Reaktion auf das Klimavolksbegehren im Jahr 2020 den 

Klimarat (https://klimarat.org, n. d.). Dieser ist nicht Teil des Samples dieses Beitrags, da er bereits 
umfassend evaluiert wurde (Buzogány et al. 2022).

3 Im Jahr 2021 wurde das „Knowledge Network on Climate Assemblies“ (KNOCA) gegründet, um den 
Austausch und das gemeinsame Lernen über Klimaräte zu organisieren und zu fördern. Die Website 
gibt einen internationalen Überblick über Klimaräte (https://knoca.eu, n. d).
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Dieses Problem aufgreifend, befasst sich dieser Beitrag4 mit der „Wirkung“ von Klima-
räten und fragt: Was fördert oder behindert die Wirkung von Empfehlungen von Kli-
maversammlungen auf die Politik? Dabei konzentriert sich der Artikel auf die Auswir-
kungen von Klimaräten auf das politische System und verwendet dabei die etablierte 
Unterscheidung zwischen „polity“, „policies“ und „politics“ (z. B. Heidenheimer 1986), 
wobei „polity“ die institutionelle, „policy“ die inhaltliche Dimension von Politik und 
„politics“ den politischen Prozess beschreibt. Im Artikel wird das Verständnis von Wir-
kung erweitert, um eine Vielzahl sozialer und kontextueller Faktoren einzubeziehen.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Kapitel 2 erläutert Methodik und Datengrund-
lage. Kapitel 3 stellt die Klimaräte in Frankreich, Irland, Deutschland und Schottland 
vor. Kapitel 4 widmet sich ihren Auswirkungen im Hinblick auf Klimapolitik, den poli-
tischen Diskurs, Öffentlichkeit und Medien, die Legitimität deliberativer Demokratie 
sowie auf die TeilnehmerInnen. Kapitel 5 befasst sich mit Erklärungsfaktoren für diese 
Wirkungen, wobei insbesondere die Bedeutung des politischen Kontexts, die Wahrneh-
mung der Legitimität der BürgerInnenräte sowie ihre Schnittstelle zu politischen Insti-
tutionen thematisiert werden. Der Beitrag schließt mit einer Zusammenfassung (Kap. 
6) und mit Lehren für zukünftige BürgerInnenräte, wobei auch Grenzen der durchge-
führten Forschung und ihrer Ergebnisse erörtert werden (Kap. 7).

2. Methodik und Datengrundlage

Für die Beantwortung der Fragestellung wurden Klimaräte in Frankreich, Irland, 
Deutschland und Schottland untersucht, die auf nationaler Ebene organisiert wurden. 
Jene in Irland und Frankreich wurden gewählt, weil sie gut erforscht sind und daher 
eine gute analytische Grundlage für die Untersuchung von „Mini-Publics“ bilden. Die 
Klimaräte in Deutschland und Schottland sind jüngeren Datums und sollten die em-
pirische Basis des Beitrags verbreitern. Kriterien für die Fallauswahl waren:

–	 BürgerInnenräte auf nationaler Ebene, deren Mandat Klima beinhaltet.
–	 In Anlehnung an Merkmale von „Mini-Publics“ muss eine ähnlich große Gruppe 

von (ca. 100 bis 150) BürgerInnen zufällig durch Losverfahren rekrutiert werden. 
Die Mitglieder wurden von ExpertInnen über Klima und mögliche politische Maß-
nahmen informiert.

–	 Die Versammlungen erarbeiteten Empfehlungen, die von politischen Institutionen 
anerkannt wurden.

Der Artikel beantwortet die Frage nach Wirkungen von Klimaräten nicht, indem er 
nachzeichnet, welche Spuren ihre Empfehlungen in politischen Institutionen, Berichten, 

4 Grundlage dieses Artikels ist ein englischsprachiges Working Paper (Stack/Griessler 2022). Dieses 
wurde für den Beitrag übersetzt, inhaltlich überarbeitet und gekürzt. Für die Rohübersetzung wurde 
das Programm DeepL verwendet. Diese wurde stilistisch und grammatikalisch von den AutorInnen 
gründlich überarbeitet. Die Arbeiten zu diesem Beitrag wurde vom EU-Programm „Horizon Eu-
rope“ im Rahmen des CLIMAS Projekts (Grant Agreement Nr. 101094021) gefördert. Weitere Infor-
mationen zu CLIMAS finden sich auf https://www.climas-project.eu/.

Gesetzen, (sozialen) Medien oder Umfragen hinterlassen haben. Er verwendet stattdessen 
als Näherungswert für ihre Wirkungen die Einschätzungen von Personen, die in den 
Klimaräten eine wichtige Funktion eingenommen haben. Für jeden der vier Klimaräte 
befragten wir eine Person, die an der Organisation beteiligt war. Zusätzlich interviewten 
wir für Frankreich, Deutschland und Irland ForscherInnen, die als ExpertInnen zu den 
Klimaräten beitrugen oder zu partizipativer Demokratie forschen.5 Der Leitfaden für die 
sieben teilstrukturierten Interviews wurde aus den Ergebnissen der vorangegangenen 
Literaturrecherche entwickelt. Zunächst wurde der/die Befragte gebeten, sich vorzustellen 
und seine/ihre Rolle im Klimarat zu beschreiben. Danach wurden Fragen nach dem 
Prozess des Klimarats gestellt, sowie auch nach den Empfehlungen, den Einstellungen 
unterschiedlicher AkteurInnen zum Klimarat, der Rolle der Öffentlichkeit sowie dem 
Kontext des Klimarats. Die Klimaräte fanden zu unterschiedlichen Zeitpunkten statt, 
daher konnten etwaige Auswirkungen zum Erhebungszeitpunkt im Jahr 2022 im 
unterschiedlichen Ausmaß sichtbar werden. Die Interviews wurden im Februar 2022 
online durchgeführt und dauerten zwischen 45 Minuten und einer Stunde. Sie wurden 
aufgezeichnet und transkribiert. Die Transkripte wurden zur weiteren Bearbeitung in 
F4 importiert und schließlich mittels Themenanalyse mit Atlas.ti qualitativ ausgewertet 
(Froschauer/Lueger 2003).

3. Vorstellung der Fallstudien

3.1 Fallstudie Frankreich

Der französische Klimarat6 wurde von Präsident Macron als Reaktion auf das Mouve-
ment des Gilets jaunes7 initiiert, vom Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat (ESEC) or-
ganisiert und von Oktober 2019 bis Juni 2020 durchgeführt. Die OrganisatorInnen be-
zeichneten ihn als „demokratisches Experiment“, um „eine Reihe von Maßnahmen (zu) 
definieren, die es ermöglichen, die Treibhausgasemissionen bis 2030 (im Vergleich zu 1990) 
im Geiste der sozialen Gerechtigkeit um mindestens 40 Prozent zu reduzieren“ (https://
www.conventioncitoyennepourleclimat.fr/en/, n. d.). Der Präsident verpflichtete sich, 
„diese Gesetzes- und Regulierungsvorschläge ‚ohne Filter‘ entweder einem Referendum, 
einer Abstimmung im Parlament oder einer direkten Umsetzung zu unterziehen“ (ebd.). 
Am Klimarat nahmen 150 BürgerInnen und jeweils drei ExpertInnen für Klima und 
partizipative Demokratie teil, sowie vier aus dem Wirtschafts- und Sozialsektor. Der 
Klimarat war für neun Monate anberaumt und mit einem Budget von 5,5 Mio. Euro 
ausgestattet. Er erarbeitete 149 politische Vorschläge, von denen der Präsident drei mit 

5 Für Schottland war es wegen Terminproblemen während der Erhebungsphase nicht möglich, ein/e 
zusätzliche ExpertIn zu interviewen.

6	 Convention Citoyenne pour le Climat.
7 Das Mouvement des Gilets jaunes (Gelbwesten-Bewegung) war eine Protestwelle in den Jahren 

2018/2019, die sich zunächst gegen eine Reform der Kraftstoffsteuer richtete, später ausbreitete und 
schließlich viele Themen aufnahm; ein gemeinsames Thema war die Enttäuschung über die politi-
sche Klasse (Grossman 2019).
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Veto belegte. Diese von ihm so genannten „drei Joker“ betrafen eine Verfassungsände-
rung, die Ökozid in die Verfassung aufnehmen sollte, eine Steuer auf Unternehmensdi-
videnden zur Finanzierung des Klimaschutzes und eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf Autobahnen (Giraudet et al. 2021, Tourney 2021, KNOCA 2022).

3.2 Fallstudie Irland

Der irische BürgerInnenrat8 wurde von den beiden Häusern des Parlaments initiiert, 
die im Juli 2016 dessen Veranstaltung zustimmten (Farrell et al. 2019, Devaney et al. 
2020, Harris 2021). Der BürgerInnenrat war nicht der erste in Irland und diskutierte 
nicht nur Klimawandel. Insgesamt behandelte er fünf Themen, davon war die gesetzli-
che Regelung des Schwangerschaftsabbruchs die prominenteste und umstrittenste. Der 
BürgerInnenrat tagte von März 2017 bis April 2018; die Klimafrage wurde an zwei Wo-
chenenden im Herbst 2017 diskutiert. Die Fragestellung lautete, wie Irland bei der Be-
kämpfung des Klimawandels eine Führungsrolle übernehmen kann. Für jedes Thema 
stand eine beratende ExpertInnengruppe zur Verfügung. Während der thematischen 
Sitzungen sprachen auch Sachverständige. Das Budget des Klimarats, an dem sich 100 
BürgerInnen beteiligten, betrug 1,5 Mio. Euro. Es wurden 13 Empfehlungen und ein ab-
schließender Bericht erarbeitet (Farrell et al. 2019, Devaney et al. 2020, Muradova 2020, 
Courant 2021, Harris 2021, Torney 2021, KNOCA 2022).

3.3 Fallstudie Deutschland

Der deutsche Klimarat9 geht auf eine zivilgesellschaftliche Initiative zurück, wurde vom 
gemeinnützigen Verein BürgerBegehren Klimaschutz e.V. initiiert und von April bis 
Juni 2021 durchgeführt (https://buergerrat-klima.de/ n.d.). Der sogenannte „Bürger-
rat Klima“ sollte eine ehrgeizigere und wirksamere Klimapolitik fördern, um das En-
gagement Deutschlands für das Pariser Abkommen (Begrenzung des globalen Tem-
peraturanstiegs auf 1,5 Grad) zu verwirklichen. Der wissenschaftliche Beirat wählte die 
Bereiche Mobilität, Gebäude/Heizung, Energieerzeugung und Lebensmittel aus. Der 
Bürgerrat hatte insgesamt 160 Teilnehmende. Das Budget von 1,9 Mio. Euro wurde 
durch Spenden aufgebracht. Der Bericht (Bürger-Klima-Bericht 2021) wurde im Juni 
2021 veröffentlicht und im Herbst desselben Jahres den Parteien im Deutschen Bun-
destag übergeben. Der Bürgerrat hatte keine formelle Verbindung zu offiziellen politi-
schen Institutionen wie Parlament und Regierung, war aber so geplant, dass er die Bun-
destagswahl und die darauf folgenden Koalitionsverhandlungen beeinflussen konnte.

3.4 Fallstudie Schottland

In Schottland tagte bereits im Jahr 2019 ein erster BürgerInnenrat; damals zur Frage der 
Zukunft Schottlands (Elstub et al. 2020). Der schottische Klimarat10 arbeitete von No-
vember 2020 bis März 2021. Das Klimaschutzgesetz aus dem Jahr 2019 verpflichtete die 

8	 Tionol Saoranach.
9 Bürgerrat Klima.
10	 Seanadh Gnàth-shìde na h-Alba.

Ministerien, einen BürgerInnenrat zu organisieren, der von zwei unabhängigen Orga-
nisationen unterstützt werden sollte. Sein Auftrag war, die Regierung bei der Entschei-
dungsfindung für die Bewältigung der Klimakrise zu unterstützen. Der Klimarat sollte 
sich mit der Frage befassen: „Wie sollte sich Schottland verändern, um den Klimanot-
stand auf effektive und faire Weise zu bewältigen?“ Die in einem Vorab-Prozess ermit-
telten zentralen Themen dienten auch als Leitfaden für die Auswahl der ExpertInnen 
und der während der Versammlung zu präsentierenden Informationen. Die Mitglieder 
des Klimarats trafen einander an sechs Wochenenden. Am vierten Wochenende bean-
tragte der Klimarat zusätzliche Zeit für Lern- und Beratungszwecke und beschloss, ein 
siebtes Wochenende hinzuzufügen. Das vorläufige Budget war mit 1,4 Mio. Pfund ge-
plant. Schließlich einigte sich der Klimarat auf 81 Empfehlungen. Der Abschlussbericht 
wurde der Regierung am 23. Juni 2021 übergeben. Nachdem diese im Dezember 2021 
auf die Empfehlungen der Versammlung reagiert hatte, wurden die Mitglieder des Kli-
marats zu einer abschließenden Sitzung eingeladen. Dieses achte und letzte Wochen-
ende fand im Februar 2022 statt.

Tabelle 1 gibt einen Überblick über Eckpunkte der vier Klimaräte.

Tabelle 1: Eckpunkte der vier Klimaräte

Irland Frankreich Deutschland Schottland

Zeitraum 2017/2018 2019/2020 2021 2020–2022

Initiative Parlament Präsident Zivilgesellschaft Parlament

Frage-   
stellung

„Wie kann 
Irland bei der 
Bekämpfung des 
Klimawandels 
eine 
Führungsrolle 
übernehmen?“

Definition „einer 
Reihe von Maß-
nahmen, die es 
ermöglichen, 
die Treibhaus-
gasemissionen 
bis 2030 (im Ver-
gleich zu 1990) 
im Geiste der so-
zialen Gerechtig-
keit um mindes-
tens 40 Prozent 
zu reduzieren“

„ehrgeizigere und 
wirksamere Klima-
politik fördern, um 
das Engagement 
Deutschlands für 
das Pariser Abkom-
men (Begrenzung 
des globalen Tem-
peraturanstiegs auf 
1,5 Grad) zu ver-
wirklichen“

„Wie sollte sich 
Schottland 
verändern, um den 
Klimanotstand 
auf effektive und 
faire Weise zu 
bewältigen?“

Output 13 Empfehlungen 
und Bericht

149 
Empfehlungen

Bericht Bericht

Anzahl der 
Bürger-    
Innen

100 150 160 105

Budget 1,5 Mio. Euro 5,5 Mio. Euro 1,9 Mio Euro 1,4 Mio. Pfund

Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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4. Ergebnisse/Auswirkungen

Der Vergleich zeigt, dass es für „Mini-Publics“ einen breiten Begriff von „Wirkung“ 
braucht, um die Auswirkungen auf Politiken, politischen Diskurs, Öffentlichkeiten, 
Medien, deliberative Demokratie und die TeilnehmerInnen zu erfassen.

4.1 Wirkungen auf Politiken

Die Klimaräte unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wirkung auf konkrete Politiken. 
Während die InterviewpartnerInnen zum französischen Klimarat diesen Einfluss kri-
tisch sahen, bewerteten die zu den irischen, deutschen und schottischen Klimaräten 
Befragten ihn deutlich positiver.

Ein französischer Interviewpartner verglich die Ergebnisse der Convention Citoy-
enne pour le Climat mit einer Flasche, die als „halb voll oder halb leer“ betrachtet wer-
den könne. Die Empfehlungen wären ein wichtiges Ergebnis gewesen und hätten einen 
„großen Unterschied für die Klimapolitik“ gemacht. Er war allerdings enttäuscht über 
konkrete politische Auswirkungen des Klimarats und meinte, dass „die Reaktion der Re-
gierung (...) die Vorschläge wirklich stark untergraben hat, so dass sie nicht wirklich viel 
zur aktuellen Politik beigetragen haben.“ Der Klimarat habe aber auch selbst dazu beige-
tragen, seine politische Wirkung zu schwächen, weil er ein mögliches gesamtstaatliches 
Referendum aus Angst vor dessen negativem Ausgang abgelehnt habe. Auch der zweite 
Befragte beurteilte die politische Wirkung des Klimarats sehr kritisch und meinte, dass 
dieser nicht „viel“ bewirkt habe. Der Präsident habe zu Beginn des Klimarats verspro-
chen, seine Ergebnisse nicht zu „filtern.“ Am Ende belegte er drei Vorschläge mit einem 
Veto. Darüber hinaus habe das im Anschluss an den Klimarat verabschiedete Gesetz 
nicht dessen Vorschlägen entsprochen und diese „verwässert.“ Entgegen dem Verspre-
chen des Präsidenten wäre der Klimarat am Ende ein stark gefilterter Prozess gewesen. 
Die Aufnahme seiner Ergebnisse durch politische Parteien entsprach, so der Interview-
partner, weitgehend dem politischen Spektrum. Die linken Parteien wollten radikale 
Vorschläge aufgreifen, die rechten Parteien kritisierten die Vorschläge als zu weitrei-
chend, den Klimarat insgesamt als voreingenommen und den Prozess als schlecht or-
ganisiert, ohne ihn jedoch, so der Befragte, genauer verfolgt zu haben.

In Irland nahmen die PolitikerInnen die meisten Vorschläge des Klimarats in einem 
gemeinsamen parlamentarischen Ausschuss an. Die einzige Ausnahme war eine Steuer 
auf Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft. Dies sei nicht verwunderlich, so ein 
irischer Interviewpartner, da die Landwirtschaft im Kontext des Klimawandels in Ir-
land das schwierigste und umstrittenste Thema sei. In Bezug auf die politischen Aus-
wirkungen stellte er einen direkten Zusammenhang zwischen dem Vorschlag des Kli-
marats und der Verabschiedung eines Klimagesetzes im Juli 2021 her, das u. a. „ein 
Netto-Null-Ziel bis spätestens 2050 und ein Reduktionsziel für 2030 von 51 Prozent gegen-
über dem Niveau von 2018“ sowie eine stetig steigende CO2-Steuer „verankert“ habe.

Den Bürgerrat bewertete ein deutscher Interviewpartner „definitiv [als] Erfolg“. Er 
sei zwar „kein 100-prozentiger Erfolg, (...) aber es ist so etwas wie ein 80-prozentiger Er-
folg.“ Bereits im Vorfeld hätten mehrere politische Parteien erklärt, die Empfehlungen 

ernsthaft zu prüfen. Der Klimarat stand unter Zeitdruck, rechtzeitig Empfehlungen 
zu erarbeiten, die auf den Koalitionsvertrag 2021 zwischen SPD, Grünen und Libera-
len (FDP) Einfluss haben könnten. Nach Einschätzung der Befragten hat der Klimarat 
den Koalitionsvertrag in mehrfacher Hinsicht beeinflusst. Die Empfehlungen stimmten 
weitgehend mit den Positionen der Regierung überein. Hinsichtlich der Auswirkungen 
auf Politiken stellte ein Befragter ein ähnliches Muster wie in Frankreich fest: Jede Par-
tei griff Argumente aus den Vorschlägen des Klimarates entsprechend den politischen 
Präferenzen auf. Während die Grünen betonten, dass die ehrgeizigen Ziele des Rates 
ihre bereits vertretenen Positionen bestätigten, hob die SPD die Forderungen nach Ge-
rechtigkeit in der Klimapolitik hervor. Die FDP betonte die Notwendigkeit, nicht zu viel 
Geld auszugeben. Die CDU/CSU, die seit Herbst 2021 in der Opposition war, äußerte 
sich laut Aussage des Interviewpartners eher zurückhaltend. Da zum Befragungszeit-
punkt erst wenig Zeit seit dem Abschluss des Klimarates vergangen war, beschränkte 
sich die politische Wirkung des Klimarats zu dieser Zeit auf das Versprechen der Re-
gierung, die Ergebnisse zu berücksichtigen.

Die schottische Regierung war verpflichtet, dem Klimarat Auskunft über die Um-
setzung der Empfehlungen zu geben. In einer detaillierten Antwort erklärte die Regie-
rung nicht, dass sie alle Empfehlungen im Detail umsetzen würde, sondern dass sie 
sich durch den Klimarat ermutigt und bestätigt fühle, dass die Menschen die Notwen-
digkeit von Veränderungen sähen und Schottland dabei eine Vorreiterrolle einnehmen 
sollte. Die Versammlung trat Anfang 2022 erneut zusammen, um die Reaktion der Re-
gierung zu erörtern, äußerte sich zum Teil kritisch zur Umsetzung der Empfehlungen 
und bat um ein weiteres Treffen in einem Jahr.

4.2 Wirkungen auf den politischen Diskurs

Der irische BürgerInnenrat zeigt beispielhaft die positiven Wirkungen, die BürgerIn-
nenräte auf die Qualität des politischen Diskurses haben können. Der Rat hatte, so ein 
Befragter, „eine Art Katalysatorwirkung auf den gesamten politischen Entscheidungspro-
zess“, weil er einen „Kontrapunkt zu dem Argument“ setzte, dass die Menschen keine 
Politik unterstützen würden, die sie direkt betreffe, und dass sie sich nicht für den Kli-
mawandel interessierten. Der Klimarat habe grundlegende Annahmen über Thema, 
AkteurInnen und Diskurs verändert. Wie erwähnt, befasste sich der BürgerInnenrat 
auch mit der gesetzlichen Regelung des Schwangerschaftsabbruchs. Dabei habe der 
BürgerInnenrat „einen sichereren Raum für Diskussionen“ geschaffen und eine sachli-
che Debatte ermöglicht: In dieser seien viele Mythen, die jahrzehntelang über Schwan-
gerschaftsabbruch bestanden hätten, entkräftet worden, da der bisher vorherrschende, 
stark polarisierte Diskurs eine sachliche Auseinandersetzung mit ihnen verhindert 
habe. Die Diskussionen im BürgerInnenrat veränderten die Qualität des öffentlichen 
und politischen Diskurses.

Ein deutscher Interviewpartner erklärte, wie eine solche Versachlichung des poli-
tischen und öffentlichen Diskurses zustande kommt. Er erläuterte, dass sich der Dis-
kussionsprozess in BürgerInnenräten stark von üblichen „Bürgerversammlungen“ in 
Gasthäusern unterscheide, wo emotionale und emotionalisierte Kontroversen und die 
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Verteidigung der eigenen Interessen dominierten. Ziel eines BürgerInnenrats sei es 
nicht unbedingt, neue Ideen zu entwickeln, denn dafür stünden andere Beteiligungs-
methoden zur Verfügung, sondern Empfehlungen zu konfliktträchtigen Themen zu er-
arbeiten. Zufällig ausgewählte BürgerInnen seien in diesem Prozess eher in der Lage, 
konfliktreiche Probleme zu diskutieren, da sie ihre gewohnten Rollen verlassen wür-
den. BürgerInnenräte seien Meinungsbildungsprozesse, keine Meinungsumfragen. Sie 
zielten auf das Gemeinwohl und die Entwicklung kollektiv bindender Empfehlungen 
und Lösungen in Konfliktfragen ab, auch wenn dies bedeute, individuelle Interessen 
zurückzustellen. Der spezifische Diskussionsprozess fördere die Orientierung der Teil-
nehmerInnen auf Gemeinwohl und Kompromiss sowie in gewissem Maße auch die Zu-
rückstellung von Eigeninteressen. Letztlich sei diese Veränderung der Diskursqualität 
ein wichtiges Ergebnis des Prozesses, der auf den Beratungen im Klimarat und der da-
rin entstehenden Bereitschaft beruhe, Eigeninteressen zurückzustellen. Dies kann sich 
auch auf den breiteren öffentlichen Diskurs auswirken, wie die Debatte um Schwanger-
schaftsabbruch in Irland zeigt.11

4.3 Wirkungen auf Öffentlichkeiten und Medien

In Frankreich war das öffentliche Bewusstsein für den Klimarat, so ein Befragter, gering. 
Der Teil der Öffentlichkeit, der davon wusste, war wohlwollend, aber auch skeptisch, 
wie die Regierung mit den Ergebnissen umgehen würde. Die Medienberichterstattung 
erreichte zu bestimmten Zeitpunkten Höhepunkte, z. B. als der Präsident vor dem Kli-
marat sprach, als die Versammlung ihm ihre Vorschläge übergab und bei einem Fol-
getreffen mit dem Präsidenten. Für Deutschland meinte ein Befragter, dass die meisten 
Menschen die Versammlung nicht wahrgenommen hätten. Ein anderer glaubte nicht, 
dass der Klimarat die Einstellung der Bevölkerung sehr verändert habe, da er vermu-
tete, dass mehr als 80 Prozent der deutschen Bevölkerung für den Klimaschutz seien 
und sich dies in den letzten zwei bis drei Jahren nicht geändert habe. In Irland hatte, so 
ein Befragter, Klimawandel zum Zeitpunkt der Versammlung 2017/18 nicht die gleich 
große Bedeutung wie im Jahr 2022. Er merkte an, dass das Thema Abtreibung in der 
Öffentlichkeit viel präsenter war als das Thema Klima. In Schottland, so die Befragte, 
stehe der Klimawandel ganz oben auf der politischen Agenda. Die Öffentlichkeit habe 
sich jedoch nicht sehr für den Rat zum Klimawandel interessiert, obwohl es Aktivitä-
ten in den sozialen Medien gegeben habe und die Öffentlichkeit zu Beginn des Prozes-
ses die Möglichkeit gehabt habe, sich einzubringen.

Ein für den französischen Klimarat Befragter bewertete die Medienberichterstat-
tung als gut, äußerte sich aber auch kritisch über deren Kritik an den Vorschlägen des 
Klimarats. Im irischen Fall war die Medienberichterstattung über das Klimathema nach 
Angaben der Befragten umfangreich, das öffentliche Interesse an der Frage des Schwan-
gerschaftsabbruchs jedoch deutlich höher. In Deutschland gab es nach Aussage eines 
Befragten nur begrenzt negative Berichterstattung über den Klimarat. In einigen Fäl-

11 Die Interviewten in Schottland und Frankreich sprachen die Versachlichung von Konflikten in 
Klimaräten nicht an.

len wurden die Repräsentativität des Prozesses in Frage gestellt und die ausreichende 
Vertretung weniger privilegierter Gruppen moniert. Jedoch, so der Befragte, hätten die 
OrganisatorInnen nie den Anspruch erhoben, im wissenschaftlichen Sinn repräsentativ 
zu sein. Es gab kaum Kritik, dass die Bürgerversammlung manipuliert werden könnte 
oder die Tagesordnung nicht angemessen sei. Im Allgemeinen akzeptierten Medien 
den Prozess und sahen ihn als neu und interessant an.

Eine Evaluierung des schottischen Klimarats (Andrews et al. 2022, 124) ergab, dass 
die Anzahl der Medienberichte mit 151 gegenüber 206 Artikeln geringer war als beim 
ersten BürgerInnenrat zur Zukunft Schottlands im Jahr 2019. Dies ist jedoch darauf zu-
rückzuführen, dass der erste Klimarat eine Premiere war und daher mehr Medienauf-
merksamkeit erhielt. Umfragen zeigten, dass die Mehrheit der schottischen Öffentlich-
keit die Ziele, Ambitionen und Empfehlungen des Klimaschutzrates unterstützte (ebd.).

4.4 Wirkungen auf deliberative Demokratie

Die Durchführung eines Klimarats kann ein positives oder negatives Beispiel für deli-
berative Demokratie sein und damit Forderungen nach ihrer Einführung stärken oder 
schwächen. Der Vergleich zeigt, dass deliberative Demokratie in Irland, Deutschland 
und Schottland gestärkt wurde, während sie in Frankreich geschwächt wurde.

Ein für Frankreich Befragter nahm in der Öffentlichkeit zwar den Wunsch nach Par-
tizipation, aber auch Skepsis wahr. Er sah den Klimarat wegen seiner begrenzten poli-
tischen Wirkung und der Entscheidung, die Beschlüsse keinem Referendum zu unter-
ziehen, als „große verpasste Chance.“ Er resümierte, dass „die Frage des Referendums von 
zentraler Bedeutung [sei]. (…) Wenn man will, dass dieses Instrument funktioniert, dann 
ist das meiner Meinung nach die einzige Lösung. Es sollte ein Referendum geben oder et-
was, das transparent und klar integriert ist.“ Der zweite Befragte sah die Glaubwürdig-
keit des Konzepts durch PolitikerInnen, die ihre Versprechen nicht eingehalten hatten, 
und durch Defizite im Prozess beschädigt. Auch er nahm Schaden für deliberative De-
mokratie insofern wahr, als die Vorschläge nicht ausreichend aufgegriffen wurden, und 
erläuterte, dass ein späterer BürgerInnenrat zu COVID-19 in den Medien auf Skepsis 
stieß und wenig beachtet wurde. Der Klimarat habe „die Erwartungen an diese Art von 
Instrumenten in gewisser Weise wirklich gedämpft.“ Andererseits habe er Argumente für 
umweltfreundliche Politik gestärkt, da deren BefürworterInnen sich nun darauf beru-
fen könnten, dass der Klimarat ihre Forderungen unterstützt habe.

Irland machte positive Erfahrungen mit BürgerInnenräten. Ein Befragter zog eine 
direkte Linie von ersten, akademischen Experimenten, die Erfahrungen sammelten, bis 
zur ersten Anwendung als legitimes, aber noch nicht institutionalisiertes Instrument 
(vgl. Devaney 2020). Im Jahr 2022 waren BürgerInnenräte, so der Befragte, im irischen 
politischen System als ein praktikables und legitimes Instrument bekannt, dessen Ver-
stetigung diskutiert wurde.

Zum Erhebungszeitpunkt bestand in Deutschland ein Trend zu BürgerInnenräten. 
Der erste BürgerInnenrat des Deutschen Bundestages zum Thema „Mehr Demokra-
tie“ wurde vom Parlament gut angenommen, eine BürgerInnenkonferenz zum Thema 
„Deutschlands Rolle in der Welt“ folgte. BürgerInnenräte gab es auch in der Forschungs- 
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und Gesundheitspolitik. Ein Befragter beobachtete im Interesse für BürgerInnenräte 
in Deutschland seit mehr als 50 Jahren ein Auf und Ab oder „Wellen“, die unterschied-
liche Ursachen hätten. Aktuell gebe es wieder ein Hoch, da die Politik sie als Ausweg 
aus Konfrontationssituationen wahrnehme, in denen sie sich etwa mit radikalen Bürg-
erInnen befinde, die Hassreden in den sozialen Medien verbreiteten. Im Gegensatz zu 
Aspekten des Planens und der Vorausschau, die bei früheren „Höhepunkten“ des In-
teresses an BürgerInnenbeteiligung im Zentrum standen, sei es PolitikerInnen heute 
wichtig, mit Situationen umzugehen, in denen sie persönlich angegriffen würden. Der 
Befragte erwähnte drei Formen von Wirkungen des Klimarats auf die vermehrte Nut-
zung deliberativer Demokratie in Deutschland: Erstens wurden bereits zu Beginn der 
Koalitionsverhandlungen 2021 BürgerInnenräte als wichtiges Element der Politikbera-
tung genannt. Auch im Koalitionsvertrag werden BürgerInnenräte als demokratische 
Innovation angeführt. Schließlich wird im Klimaschutzprogramm mehr BürgerInnen-
beteiligung gefordert und ist im Wissenschaftsteil des Koalitionsvertrags von der ver-
stärkten Erprobung partizipativer Verfahren für Politikberatung die Rede.

Auch in Schottland trug der Klimarat zur Legitimität und zum Aufbau von Ver-
trauen in deliberative Demokratie bei. Der Klimarat habe, so die Befragte, politischen 
EntscheidungsträgerInnen einige nützliche Empfehlungen gegeben, auch wenn nicht 
alle umsetzbar gewesen seien oder die von den BürgerInnen gewünschte Wirkung er-
zielt hätten. Insgesamt hätte der Klimarat politischen Institutionen den Nutzen des Pro-
zesses aufgezeigt. Eine Umfrage12 nach Durchführung des Klimarats zeigte in der Bevöl-
kerung Unterstützung für deliberative Demokratie. 69 Prozent der Befragten stimmten 
der Aussage stark oder eher zu, dass „BürgerInnenräte ein guter Weg sind, um heraus-
zufinden, was die BürgerInnen zu Themen denken.“ 61 Prozent befürworteten stark 
oder eher, dass „die Regierung mehr in Veranstaltungen wie BürgerInnenräte investieren 
sollte.“ 63 Prozent stimmten stark oder eher zu, dass „BürgerInnenräte eine gute Mög-
lichkeit sind, Menschen in die Entwicklung von Empfehlungen zu wichtigen Themen ein-
zubeziehen.“ 67 Prozent waren stark oder eher der Ansicht, „dass wir die Art und Weise, 
wie BürgerInnen in Entscheidungen eingebunden werden, grundlegend ändern müssen“ 
(Andrews et al. 2022, 112).

4.5 Wirkungen auf die TeilnehmerInnen

Die Befragten berichteten auch von Wirkungen auf die Mitglieder der Klimaräte. In 
Frankreich schärfte der Klimarat deren Bewusstsein für Klimakrisen und für die Wich-
tigkeit des Problems und politisierte die TeilnehmerInnen. Ein Befragter beschrieb, 
„(sie) waren beeindruckt von (...) den wissenschaftlichen Fakten und der Ernsthaftig-
keit des Problems.“ Ihr Engagement endete nicht mit dem Klimarat: Einige kandidier-
ten bei Kommunalwahlen und erlangten politische Mandate, andere gründeten einen 
Verein, um die Umsetzung der Vorschläge weiter zu verfolgen, an denen sie gearbei-
tet hatten. In ähnlicher Weise erwähnte ein Befragter, dass sich eine Teilnehmerin in 
Irland so sehr für das Thema interessierte, dass sie ein Studium zum Klimawandel be-

12 Die Anzahl der Befragten war 1.917.

gann. Für Deutschland stellte ein Befragter fest, dass die BürgerInnen politisiert wur-
den und die Dynamik des Treffens aufrechterhalten wollten, z. B. durch Teilnahme 
an Talkshows oder Präsentationen in Landtagen. Er war aber skeptisch, ob temporäre 
Organisationen wie der Klimarat im Vergleich zu politischen Institutionen, wie Parla-
menten, Regierungen und Lobbyorganisationen, in der Lage seien, dieses Engagement 
aufrechtzuerhalten. Auch in Schottland wurden TeilnehmerInnen mit dem Thema ver-
traut, sich der Dringlichkeit des Themas bewusst und zum Teil so weit politisiert, dass 
sie sich weiterhin in den politischen Prozess einbringen wollten und um ein Folgetref-
fen in einem Jahr ersuchten.

5. Erklärungsfaktoren für die Wirkungen von Klimaräten

InterviewpartnerInnen erklärten die Wirkungen von Klimaräten auf Politiken mit ver-
schiedenen Faktoren, von denen wir drei auswählen:13

–	 der konkrete politische Kontext, in dem der Klimarat steht;
–	 die Legitimität des Klimarats, die wiederum stark mit der politischen Rolle und 

Macht des/der AuftraggeberIn verbunden ist;
–	 die Ausgestaltung der Schnittstelle zwischen Klimarat und politischen Institutionen.

Im Folgenden gehen wir auf diese Aspekte im Ländervergleich ein.

5.1 Der konkrete politische Kontext

Zunächst ist der konkrete politische Kontext wichtig, in dem der Klimarat stattfindet. 
In Frankreich waren dies die sozialen Unruhen der Gelbwesten-Bewegung. Auf diese 
reagierte der Präsident mit der Organisation der „Grand Débat“, um zu beruhigen und 
das Misstrauen gegenüber der Regierung abzubauen. Darüber hinaus sollte der Klima-
rat bei den Europawahlen dazu beitragen, die Stimmen grüner WählerInnen, die diese 
Initiative befürworteten, für die Partei des Präsidenten gewinnen. Der Interviewpart-
ner sah den Klimarat in erster Linie von solchen strategischen Überlegungen motiviert.

In Irland war der Klimarat nicht der erste BürgerInnenrat. Von 2012 bis 2014 wurde 
ein BürgerInnenrat zur Verfassung organisiert, der sich mit dem bestehenden verfas-
sungsrechtlichen Verbot der gleichgeschlechtlichen Ehe befasste und zu einem viel be-
achteten Referendum führte, das es aufhob. Der Klimawandel war nur eines von ins-

13 Neben diesen dreien sind für die Umsetzung von Empfehlungen der Klimaräte selbstverständlich 
Fragen von Macht und Interessen zentral. Dazu führten InterviewpartnerInnen folgende Erklä-
rungsmuster an: (1) Eliten seien mehr an Eigeninteressen als am Gemeinwohl interessiert; 

	 (2) zur Umsetzung fehle es an politischem Druck durch soziale Bewegungen; (3) starke Interessen-
gruppen sprächen sich gegen bestimmte Maßnahmen aus; (4) PolitikerInnen würden unpopuläre 
Maßnahmen vermeiden, wenn sie mit hohen Kosten für VerbraucherInnen verbunden seien. Darü-
ber hinaus spielt eine Rolle, ob Formen deliberativer Demokratie in einem Land als legitime politi-
sche Instrumente angesehen werden oder nicht. Zusätzlich sind Fragen der Effizienz und Effektivität 
vorgeschlagener Maßnahmen sowie praktische Implementierungsprobleme politischer Maßnahmen 
für die Umsetzung von Vorschlägen von Klimaräten wichtig.
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gesamt fünf Themen, die dem neuen BürgerInnenrat vorgelegt wurden. Er wurde auf 
Druck einer Oppositionspartei als Thema aufgenommen.

Obwohl die Geschichte partizipativer Experimente in Deutschland in die 1970er-
Jahre zurückreicht, zögerten VertreterInnen repräsentativer Demokratie lange, sie auf 
nationaler Ebene anzuwenden. Ein Klimarat wurde vom deutschen Bundestag nicht fi-
nanziert, da sich die Regierungsparteien bereits auf eine Klimapolitik geeinigt hatten. 
Daher übernahm eine zivilgesellschaftliche Organisation die Organisation der Klima-
rat-Initiative. Dieser hatte keine formelle Anbindung an den politischen Prozess, war 
aber so angesetzt, dass er die Koalitionsverhandlungen im Bereich Klima beeinflussen 
konnte; die Parteien der damaligen Koalitionsregierung (SPD, Grüne und FDP) zeig-
ten großes Interesse an den Ergebnissen der Versammlung.

In Schottland bestand aufgrund des Klimaschutzgesetzes des Jahres 2019 eine ge-
setzliche Verpflichtung, einen BürgerInnenrat zu organisieren.

5.2 Die Legitimität des Klimarats im Kontext bestehender politischer 
Institutionen

In Frankreich wurde der Klimarat vom Präsidenten initiiert, der, wie es ein Befragter 
formulierte, dem Prozess Legitimität verleihen oder entziehen kann. Er könne entschei-
den, ob er zuhören wolle oder nicht. Im politischen Spektrum, so der Befragte, wurde 
die Bürgerversammlung auf sehr gegensätzliche Weise wahrgenommen: entweder als 
„demokratische Revolution“ oder als „populistischer Trick“, um „die Autorität des eigent-
lichen Parlaments zu untergraben und mit einem Marionettenparlament in den Händen 
des Präsidenten (...) zu diskreditieren.“

Die Legitimität der BürgerInnenräte wurde auch in Irland diskutiert. Im Zeitver-
lauf gelang es den OrganisatorInnen, diese aufzubauen und zu stärken. Von Beginn an 
stand die Versammlung, so die Befragte, unter Beobachtung von Interessengruppen, 
die sich im Abtreibungskonflikt als GegnerInnen positioniert hätten. Die Legitimität 
und Unparteilichkeit des Rates sowie die Berechtigung der TeilnehmerInnen, sich zu 
der Frage zu äußern, seien von diesen Gruppen immer wieder geprüft und hinterfragt 
worden. Auch sei die Legitimität der Versammlung im Verhältnis zum gewählten Par-
lament angezweifelt worden. Die OrganisatorInnen hätten viel Zeit darauf verwendet, 
den Prozess zu erklären.

Dass die BürgerInnenkonferenz sowohl von BefürworterInnen als auch von Geg-
nerInnen des Rechts auf Schwangerschaftsabbruch beobachtet wurde, hätte jedoch, wie 
eine Interviewpartnerin berichtete, zur Verbesserung der Qualität des Prozesses bei-
getragen: Dadurch seien die OrganisatorInnen gezwungen gewesen, alle Entscheidun-
gen gründlich zu überdenken und zu überlegen, wie sie mit möglicher Kritik umgehen 
könnten. Sie hätten auch eine aktive Medienstrategie verfolgt und regelmäßig Briefings 
abgehalten, in denen sie den Prozess und die getroffenen Entscheidungen detailliert er-
klärten und so Vertrauen aufbauten. Beim Thema Schwangerschaftsabbruch wäre dies 
wichtiger und stärker der Fall gewesen als beim Thema Klima. Ein weiterer wichtiger 
Faktor wäre die Einbeziehung der Öffentlichkeit gewesen und zu zeigen, dass jede/r 

mit den OrganisatorInnen in Kontakt treten konnte und es keine „versteckte Agenda“ 
oder Intransparenz gab.

Die Legitimität kann jedoch jederzeit wieder angezweifelt werden, wenn die Ak-
teurInnen mit Ergebnissen unzufrieden sind. Dies sei geschehen, so ein Befragter, als 
irische Landwirtschaftsorganisationen die Qualität der Diskussion und das Verständ-
nis der BürgerInnen zum Thema als unzureichend kritisiert hätten. Im Nachhinein be-
dauerte er, dass für den Klimawandel nur zwei Wochenenden zur Verfügung gestanden 
hätten. Dadurch sei es unmöglich gewesen, mehr ReferentInnen einzubinden, mehr 
Themen zu diskutieren und letztlich die Öffentlichkeit zu sensibilisieren. Dies habe den 
Klimarat auch für Kritik anfälliger gemacht, da Themen nicht in der notwendigen Tiefe 
diskutiert werden konnten. Der Befragte fasst zusammen: „Wenn man Probleme mit der 
(...) Robustheit des Prozesses hat, untergräbt das letztlich die Empfehlungen.“ Dies zeigt, 
dass Unabhängigkeit, Prozessqualität, Legitimität und Wirkung eines BürgerInnenra-
tes eng miteinander verknüpft sind.

Auch in Deutschland wurde die Legitimität des Klimarats diskutiert, da er nicht 
vom Parlament, sondern von NGOs organisiert wurde. Ein Befragter erwähnte die 
Kritik der konservativen Presse, dass der BürgerInnenrat parteiisch und einseitig auf 
Klima-AktivistInnen ausgerichtet sei. Er meinte jedoch, dass die meisten Medien am 
Prozess interessiert waren, ihn unterstützt hätten und die Kritik weniger heftig ausge-
fallen wäre, als er befürchtet hatte. Der Klimarat sei der Kritik der Parteilichkeit be-
gegnet, indem er seine Unabhängigkeit betont und darauf hingewiesen habe, dass die 
präsentierte Expertise nicht einseitig sein dürfe, sondern fundiert und von ExpertIn-
nen geprüft sein müsse.

Die Frage der Legitimität wurde in Schottland wenig diskutiert. Die befragte Per-
son sagte, dass es einige Stimmen gegeben habe, die die Kosten und die Legitimität der 
Einberufung von 100 zufällig ausgewählten Personen kritisierten. Im Allgemeinen gebe 
es jedoch „eine andere Kultur der Beteiligung in Schottland und (...) ein wirklich starkes 
Engagement für die Beteiligung und Einbeziehung der Öffentlichkeit und für Konsultatio-
nen (seitens der derzeitigen Regierung, die schon eine Weile im Amt ist).“

5.3 Die Ausgestaltung der Schnittstelle zwischen Klimarat und Politik

Entscheidende Elemente für die Wirkung von BürgerInnenräten sind das Bestehen, die 
Form und Nutzung der Schnittstelle zu traditionellen politischen Institutionen: Gibt 
es dafür ein Verfahren oder muss ein neues geschaffen werden? Verpflichten sich poli-
tische AkteurInnen dazu, wie sie mit Empfehlungen umgehen? Wie bindend sind sol-
che Verpflichtungen?

In Frankreich beschreibt die Entwicklung um die Frage „ohne Filter“ sehr gut die 
Dramatik dieses Aspekts politischer Wirkung. Der Präsident lehnte drei Empfehlun-
gen des Klimarats ab, obwohl er versprochen hatte, dass es „keinen Filter“ für dessen 
Vorschläge geben werde. Dieses Versprechen, so ein Interviewpartner, war jedoch nur 
in einem „Mission Letter“ des Premierministers an den Präsidenten enthalten, der 
die Versammlung ankündigte. Einem Versprechen könne man glauben oder nicht, 
so der Gesprächspartner. Tatsächlich wurde das „Ohne-Filter“-Versprechen, das laut 
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dem anderen Interviewpartner den Menschen das Gefühl gab, direkt mit dem Präsi-
denten zu sprechen, nicht eingehalten. Dies hätte zu einer großen Enttäuschung ge-
führt. Nach Abschluss des Klimarats wären die Vorschläge, wie bereits beschrieben, 
im traditionellen politischen Prozess „verwässert“ worden. Ein Interviewpartner ver-
wies auf Schwachstellen im Transfer zwischen Klimaversammlung und konventionel-
ler Politik. Er begründete diese mit der Neuartigkeit des Instruments, mit dem derzeit 
weltweit experimentiert werde und das nirgendwo institutionalisiert sei. Es wäre not-
wendig, so der Gesprächspartner, klare und transparente, greifbare institutionelle Ver-
pflichtungen und Folgestrukturen zu schaffen. Dies würde auch die Skepsis gegenüber 
dem Instrument beseitigen.

In Irland beruhte die Verbindung zwischen BürgerInnenrat und traditioneller Poli-
tik auf dem Modell eines „Gemeinsamen Ausschusses“ der beiden Häuser des Parla-
ments, das für die Frage des Schwangerschaftsabbruchs geschaffen wurde. Zu diesem 
Thema wurde der Vorschlag des BürgerInnenrats, den BeobachterInnen zunächst als zu 
radikal und nicht im Einklang mit der Meinung der irischen WählerInnen einschätz-
ten, einem Referendum unterzogen und von der Bevölkerung auch angenommen. Auf-
grund der positiven Erfahrung wurde auch für das Thema Klimawandel ein Gemein-
samer Ausschuss eingerichtet. Die Empfehlungen des BürgerInnenrats wurden keinem 
Referendum unterzogen, sondern an den Gemeinsamen Ausschuss weitergeleitet, an 
dem auch ExpertInnen beider Seiten beteiligt waren. Dieser beriet mehrere Monate und 
formulierte schließlich eigene Empfehlungen, die weitgehend mit jenen des BürgerIn-
nenrats übereinstimmten. Dies geschah nicht ohne Widerstand. Umwelt-NGOs dräng-
ten jedoch darauf und hatten schließlich Erfolg. Der Gemeinsame Ausschuss führte zu 
einem parteiübergreifenden Klimaschutzplan, der wiederum in das Klimaschutzgesetz 
2020 einfloss, sowie zu einem zweiten Klimaschutzplan. Ein Befragter meinte, dass die 
Verbindung zwischen BürgerInnenrat und repräsentativer Demokratie die Legitimität 
des partizipativen Prozesses gestärkt habe.

Die Frage der Verbindung zwischen BürgerInnenrat und regulären politischen Ins-
titutionen wurde auch in Deutschland diskutiert. Einem Interviewpartner zufolge herr-
sche Einigkeit darüber, dass die Vorschläge des Klimarats nur Empfehlungen sind und 
kein „imperatives Mandat“ hätten. Die „Kraft der Empfehlungen“ und das Ausmaß, in 
dem politische EntscheidungsträgerInnen sie berücksichtigen sollten, würden jedoch 
diskutiert. Der Befragte erklärte, dass politische EntscheidungsträgerInnen den Emp-
fehlungen folgen sollten, und schlug vor, sie zu verpflichten, schriftlich zu erklären, 
warum sie sich dafür entscheiden, einer Empfehlung nicht zu folgen. Der zweite Be-
fragte betrachtete BürgerInnenversammlungen nicht als Konkurrenz, sondern Ergän-
zung zur repräsentativen Demokratie. Er skizzierte ein Modell der „kombinatorischen 
Demokratie“, in dem je nach Problem Elemente der direkten, der repräsentativen und 
der deliberativen Demokratie kombiniert werden, um Legitimität für Entscheidungen 
in Konfliktfällen zu erreichen. Er schlug vor, nach einiger Zeit eine Folgeveranstaltung 
zu organisieren, bei der PolitikerInnen dem BürgerInnenrat berichten, wie ihre Emp-
fehlungen umgesetzt wurden.

In Schottland gab es zum Erhebungszeitpunkt Anzeichen für eine Institutionalisierung 
des Austausches zwischen Klimarat und regulären politischen Institutionen. Der 
Klimarat übermittelte seine Empfehlungen im Juni 2021. Die Regierung hatte sechs 
Monate Zeit, darauf zu reagieren. Die Interviewpartnerin meinte, dass die Antwort der 
Regierung recht detailliert und wohlüberlegt gewesen sei, was sich von vielen anderen 
BürgerInnenräten unterschied, die sie kenne. Bei der Versammlung Anfang 2021 
hatte der Klimarat um ein Folgetreffen in einem Jahr gebeten, um in den politischen 
Umsetzungsprozess eingebunden zu bleiben. In Schottland war der Klimarat gesetzlich 
vorgeschrieben und die Forderung nach einer aussagekräftigen Antwort im Gesetz 
enthalten. Außerdem hätten alle ParteiführerInnen am letzten Wochenende der 
BürgerInnenkonferenz gesprochen und bestätigt, sich auf die Empfehlungen zu freuen. 
Innovativ sei im schottischen Fall, dass der Klimarat nach sechs Monaten erneut für ein 
Wochenende zusammentrat, um die Antwort der Regierung zu beraten. Dies sei nicht 
vorgesehen gewesen und bei keinem anderen ihr bekannten Klimarat erfolgt. Während 
der sechsmonatigen Reaktionszeit hätten Mitglieder des Klimarats, BeamtInnen und 
PolitikerInnen miteinander kommuniziert. Weiters wurde zum Erhebungszeitpunkt 
dazu aufgerufen, den Klimarat in einem Jahr erneut einzuberufen.

6. Zusammenfassung

Dieser Beitrag geht der Frage nach, was die Wirkung von Entscheidungen von Klima-
räten auf die Politikgestaltung fördert und behindert. Als Näherungswerte wurden Ein-
schätzungen von OrganisatorInnen und ExpertInnen verwendet, die an Klimaräten in 
Frankreich, Irland, Deutschland und Schottland beteiligt waren, sowie von Forsche-
rInnen, die Klimaräte untersuchen. Identifiziert wurden unterschiedliche Wirkungen. 
In drei Fällen berichteten die InterviewpartnerInnen von signifikanten Wirkungen der 
Klimaräte auf Politiken; für Frankreich waren diese Wirkungen gering.

Die Erhebungsergebnisse zeigen aber, dass das Konzept von Wirkung breit gefasst 
werden muss (Wells et al. 2021). BürgerInnenräte können den Inhalt und die Qualität 
des politischen Diskurses beeinflussen, einen sicheren Raum für Diskussionen schaf-
fen, Konflikte befrieden, neue Argumente hervorbringen, tief verwurzelte Annahmen 
in Frage stellen und klären oder die Orientierung am Gemeinwohl fördern (vgl. auch 
O’Malley et al. 2020, Wells et al. 2021, Garry et al. 2022). Darüber hinaus können sie 
Auswirkungen auf die TeilnehmerInnen haben, indem sie Wissen zu einem Thema er-
weitern, das Bewusstsein dafür sensibilisieren (siehe u. a. Grönlund et al. 2020, Saari-
koski et al. 2023), Engagement erzeugen oder die TeilnehmerInnen politisieren.

Im Gegensatz dazu zeigt die Erhebung keine großen direkten Auswirkungen von 
Klimaräten auf Öffentlichkeit und Medien. Die Art und Weise, wie BürgerInnenräte 
organisiert und durchgeführt werden, wirkt sich auch auf die Legitimität von Instru-
menten deliberativer Demokratie aus (Niemeyer 2013). In Deutschland, Irland und 
Schottland hatten partizipative Experimente zum Erhebungszeitpunkt an Dynamik 
gewonnen. In Frankreich war dies nicht der Fall.
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Ein wichtiger Faktor für den Einfluss von BürgerInnenräten auf die Politik ist – neben 
Fragen von Interessen und Macht unterschiedlicher AkteurInnen – das Vorhanden-
sein etablierter und legitimer Schnittstellen zwischen der demokratischen Innovation 
und der etablierten Politik. In Frankreich hätte dies ein Referendum sein können: Der 
Klimarat schreckte jedoch davor zurück, weil er fürchtete, dass die WählerInnen seine 
Vorschläge nicht unterstützen würden. Daher hatte die etablierte Politik die Möglich-
keit, die Vorschläge des Klimarats nur begrenzt aufzugreifen und sie aus unterschied-
lichen Gründen zu verwässern; so wurde die politische Wirkung des Klimarats und 
die Legitimität deliberativer Demokratie geschwächt. Im Gegensatz dazu zeigen Ir-
land, Schottland und Deutschland Möglichkeiten auf, wie eine solche Schnittstelle ge-
staltet sein kann.

Länderspezifika im konkreten politischen Kontext, in Institutionen und Gesell-
schaft sind entscheidend für die Möglichkeiten und Wirkungen von Mini-Publics. 
Eine wichtige Rolle spielen dabei die Geschichte, das Selbstverständnis und die Funk-
tion unterschiedlicher AkteurInnen (z. B. PolitikerInnen und BeamtInnen) und Insti-
tutionen (wie etwa Parlamente, Regierungen, Staatsoberhäupter, Verbände) innerhalb 
eines politischen Systems, die Wahrnehmung des Stellenwerts und der Legitimität von 
Partizipation innerhalb eines politischen Systems sowie lang- und mittelfristige histo-
rische Erfahrungen: Mit anderen Worten, was Ernst Hanisch „politische Kultur“ (2005) 
und Norbert Elias „nationalen Habitus“ (1990) nennen. Ein Beispiel dafür ist Schott-
land, dessen Parlament BürgerInnenbeteiligung als bestimmenden Aspekt schottischer 
Identität hervorhebt.14

Auch die Legitimität des Prozesses ist von entscheidender Bedeutung. Sie wird in 
einigen Ländern stärker in Frage gestellt als in anderen (Joss 1998, Hendricks 2005). So 
wurde die Legitimität des französischen Klimarats besonders hinterfragt: Der Präsident 
setzte den Klimarat ein, um den Druck der Gelbwesten-Bewegung aufzufangen. Die 
Legitimität war in Schottland und Deutschland weniger ein Problem, wurde aber in Irland 
ebenfalls diskutiert. Legitimität ist jedoch keine Selbstverständlichkeit und kann, wie 
die Beispiele Irland und Deutschland demonstrieren, über die Zeit zu- oder abnehmen. 
Wie der irische Fall zeigt, kann Legitimität auch während des BürgerInnenrats aufgebaut 
und gestärkt werden.

Die Wirkung von Klimaräten hängt auch davon ab, wieviel Zeit seit ihrem Ende 
vergangen ist. In Frankreich und Irland, wo die Klimaräte früher stattfanden, waren 
bereits Gesetze in Kraft getreten. In Schottland war die Interaktion zwischen Bürger-
Innenrat und Parlament im Frühjahr 2022 im Gang; in Deutschland beschränkte sich 
die Wirkung auf Absichtserklärungen.

In allen Fällen stellt sich die Frage nach dem Zusammenspiel repräsentativer, direk-
ter und deliberativer Demokratie. Daher sind weitere Forschung und vor allem Praxis 

14 Andrews et al. (2022, 10) sehen ein besonderes Engagement seitens der schottischen Regierung, „das 
die Notwendigkeit betont, in ständigem Dialog mit der schottischen Bevölkerung zu stehen: zuhören, 
sich engagieren und reagieren und auf dem Grundsatz aufbauen, dass jede/r das Recht hat, die gemein-
same Zukunft Schottlands mitzugestalten“ (Übersetzung der AutorInnen).

notwendig, insbesondere um potenzielle Schnittstellen zwischen BürgerInnenräten, re-
präsentativer und direkter Demokratie, aber auch der Verwaltung besser zu verstehen.

7. Lehren und Limitationen

Aus den Fällen können mehrere Lehren gezogen werden:

–	 Eine BürgerInnenversammlung muss sorgfältig organisiert sein. Legitimität, Pro-
zessqualität, Neutralität des Prozesses (vgl. auch Farrell et al. 2020, Fitzgerald 2021), 
Ergebnisqualität und Wirkung (Font et al. 2018) sind eng miteinander verknüpft. 
Daher muss der gesamte Prozess so transparent wie möglich gestaltet werden. Die 
OrganisatorInnen sollten sich bewusst sein, dass der Prozess und alle Entschei-
dungen in Frage gestellt werden können. Probleme im Prozess wirken sich nega-
tiv auf die Legitimität der Empfehlungen, die Auswirkungen und letztlich die Le-
gitimität des Klimarats aus.

–	 Es ist wichtig, mit der Öffentlichkeit in Kontakt zu treten und Vertrauen aufzu-
bauen (z. B. mit Medien), indem man den Prozess erklärt und für Fragen zur Ver-
fügung steht.

–	 Werden politische Empfehlungen nicht umgesetzt oder die Reaktionen darauf nicht 
erklärt, wird die Legitimität des BürgerInnenrats in Frage gestellt.

–	 Eine klare Schnittstelle zur traditionellen Politik ist von entscheidender Bedeu-
tung. Um Skepsis entgegenzuwirken, muss es klare, transparente und greifbare 
institutionelle Strukturen und Schnittstellen geben, die auch eine Überprüfung 
nach der Versammlung ermöglichen. Diese müssen deutlich kommuniziert wer-
den. Beispiele sind:
– Parlamentsausschüsse (Irland).
– Schriftliche Stellungnahmen von politischen EntscheidungsträgerInnen, wie 		

          jeder Vorschlag von den politischen Institutionen behandelt wurde (Schottland; 	
          in Deutschland diskutiert).

– Volksabstimmung (Irland, in Frankreich möglich, aber nicht durchgeführt).
– EntscheidungsträgerInnen kommunizieren klar den Zeitrahmen für die Umset     	

           zung von Maßnahmen (Schottland).
– EntscheidungsträgerInnen kommunizieren klar die Anforderungen, die Dauer 	    	

           und die Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Maßnahmen.
– Es werden Experimente durchgeführt, um die TeilnehmerInnen der Klimaräte 	  	

          weiter zu involvieren und die Dynamik der Klimaräte aufrechtzuerhalten       	    	
          (Schottland, Frankreich und Deutschland als Eigeninitiativen).

Diese Studie hat mehrere Einschränkungen. Erstens wurden die Einschätzungen der 
OrganisatorInnen und ForscherInnen als Näherungswert für die Wirkung der Klima-
räte verwendet. Die Untersuchung basiert auf Interviews mit ExpertInnen und nicht 
auf einer systematischen Inhaltsanalyse der Ergebnisse von Klimakonferenzen und de-
ren Spuren in politischen Institutionen. Zweitens wurde nur eine kleine Zahl von Ex-
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pertInnen befragt. Drittens hatten die meisten Befragten die Klimakonferenzen entwe-
der organisiert oder beraten. Ihre Einschätzung könnte daher verzerrt sein. Schließlich 
liegt die Datenerhebung drei Jahre zurück, sodass eine neuerliche Erhebung neue Er-
kenntnisse bringen kann. Weitere Untersuchungen sollten sowohl die angewandten 
Methoden erweitern, um auch Dokumentenanalysen einzubeziehen, als auch zusätz-
liche Interviews durchführen, etwa mit PolitikerInnen, BeamtInnen, TeilnehmerIn-
nen, Medien sowie mit VertreterInnen verschiedener Interessengruppen und zivilge-
sellschaftlicher Organisationen.
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